
Zürich, Dietikon und Stäfa, 17. Dezember 2012  
KR-Nr. 362/2012 

 

 
A N F R A G E von Susanna Rusca Speck (SP, Zürich), Rolf Steiner (SP, Dietikon) und  

Ursina Egli (SP, Stäfa) 
 
betreffend Aufarbeitung und künftige Regelung der Fremdplatzierung von Kindern und 

Jugendlichen in Heimen 
________________________________________________________________________ 
 
Seit der Untersuchung über die Missstände in den Heimen im Kanton Luzern ist bekannt, 
dass auch die Behörden im Kanton Zürich Tausende von Kindern willkürlich in Heimen 
fremdplatziert haben. Diese behördliche Versorgungspraxis zeitigte für viele Betroffene le-
benslange tragische Auswirkungen. Eine Aufarbeitung wäre dringend und könnte dazu bei-
tragen, mit geeigneten Massnahmen eine Wiederholung solchen Unrechts auszuschliessen, 
nicht zuletzt, weil dieses nicht nur die direkt Betroffenen, sondern oft auch ihre Nachfahren 
und das soziale Umfeld schwer belasten.  
 
Der Regierungsrat nimmt im Heimwesen eine zentrale Rolle ein. Er hat Aufsichtsfunktion und 
eine wichtige Funktion in der Einweisungs- und Bewilligungspraxis. 
 
In diesem Zusammenhang ersuchen wir den Regierungsrat, folgende Fragen zu beantwor-
ten: 
 
 
1. Ist der Regierungsrat des Kantons Zürich bereit, eine Studie zur Fremdplatzierung von 

Kindern und Jugendlichen in Heimen in Auftrag zu geben oder allenfalls zu unterstüt-
zen? 

 
2. Ist er bereit, die vormundschaftlichen Entscheide aus der Zeit zwischen 1945 und 1980 

aufzuarbeiten? 
 

3. Einzelne Opferberichte deuten leider darauf hin, dass Missstände herrschten. Offen-
sichtlich wurden Aufsichtspflichten und behördliche Verantwortlichkeiten nicht wahrge-
nommen. Gedenkt der Kanton Zürich, sich für die Wiedergutmachung zu engagieren? 

 
4. Könnte eine solche Wiedergutmachung in Form einer Anerkennung des erlittenen Un-

rechts via Unterstützung der therapeutischen Aufarbeitung von traumatischen Erlebnis-
sen, via erleichterten Zugang zu den Akten oder via finanzielle Unterstützung von nach-
haltig psychisch Beeinträchtigten erfolgen? 
 

5. Wie versucht der Kanton Zürich, eine Wiederholung eines solchen Vorgehens zu verhin-
dern? Ist beispielsweise vorgesehen, im neuen Jugendheimgesetz eine gesetzliche Grund-
lage für die behördlichen Entscheide vor, während und nach der Fremdplatzierung zu schaf-
fen? 
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